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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 20.—— 


(Nr. 8302.) Geſetz über die Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden. Vom 
20. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: N 

§. 1. 


In jeder katholiſchen Pfarrgemeinde ſind die kirchlichen Vermögensangelegen⸗ 
heiten durch einen Kirchenvorſtand und eine Gemeindevertretung nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes zu beſorgen. 5 

§. 2. 


Die Vorſchrift des §. 1. findet auch auf Miſſionspfarrgemeinden, ſowie 
auf ſolche anderen Kirchengemeinden (Filial⸗, Kapellen⸗ ꝛc. Gemeinden) Anwen⸗ 
dung, für welche beſonders beſtimmte kirchliche Vermögensſtücke vorhanden ſind 
oder deren Gemeindegliedern beſondere Leiſtungen zur Beſtreitung der kirchlichen 
Bedürfniſſe dieſer Gemeinden obliegen. 


$. 3. 

Zu dem kirchlichen Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes gehören: 

1) das für Kultusbedürfniſſe beſtimmte Vermögen, einſchließlich des Kirchen⸗ 
und Pfarrhausbaufonds, der zur Beſoldung der Geiſtlichen und anderen 
Kirchendiener beſtimmten Vermögensſtücke und der Anniverſarien 

2) die zu irgend einem ſonſtigen kirchlichen Zwecke oder zu wohlthätigen 
oder Schulzwecken beſtimmten kirchlichen Bermögensſtücke 5 ee 

3) die Erträge der durch kirchliche Organe zu kirchlichen, wohlthätigen 
oder Schulzwecken des Gemeindebezirks ie und außerhalb der 
Kirchengebäude veranſtalteten Sammlungen, Kollekten ꝛc., 

4) die zu kir 1 wohlthätigen oder Schulzwecken innerhalb des Ge- 
meindebezirks beſtimmten und unter die Verwaltung kirchlicher Organe 
geſtellten Stiftungen. 

Jahrgang 1875. (Nr. 8302.) 36 §. 4, 


Ausgegeben zu Berlin den 29, Juni 1875, 
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Die dem Staate oder den bürgerlichen Gemeinden zuftehenden Rechte an 
Begräbnißplätzen oder ſolchen Vermögensſtücken, welche zu kirchlichen Zwecken 
beſtimmt ſind, werden durch dieſes Set nicht berührt. f ö 

Unter kirchlichem Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes iſt dasjenige nicht 
begriffen, welches zwar zu kirchlichen Zwecken beſtimmt, aber unter dauernde Ver⸗ 
waltung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinden und Kommunalverbände 
geſtellt iſt. 


I. Kirchenvorſtand. 


H. 5. 
Der Kirchenvorſtand beſteht: g 
1) in Pfarrgemeinden aus dem Pfarrer, in Filial⸗, Kapellen⸗ ꝛc. Gemeinden, 
welche eigene Geiſtliche haben, aus dem der Anſtellung nach älteſten 
2) aus mehreren Kirchenvorſtehern, welche durch die Gemeinde gewählt 
werden; | 


3) in dem Falle des F. 39. aus dem daſelbſt bezeichneten Berechtigten 
oder dem von ihm ernannten Kirchenvorſteher. 


§. 6. 


Die Zahl der für jede Gemeinde zu wählenden Kirchenvorſteher beträgt 
in Gemeinden bis 500 Mitglieder vier, bei mehr als 500 bis 2000 Mitgliedern 
ſechs, bei mehr als 2000 bis 5000 Mitgliedern acht, bei mehr als 5000 Mit⸗ 
gliedern zehn. 

Eine Abänderung der Zahl kann durch Beſchluß der Gemeindevertretung 
bewirkt werden; die Zahl ſoll jedoch nicht mehr als zwölf und nicht weniger als 
vier betragen. 8 

Mit Rückſicht auf die Seelenzahl oder die beſonderen Verhältniſſe einer 
Gemeinde kann die Zahl mit Genehmigung des Oberpräſidenten bis auf zwei 
herabgeſetzt werden. N 


§. 7. 


Das Amt der Kirchenvorſteher iſt ein Ehrenamt. g . 

Für außergewöhnliche Mühwaltungen kann auf Antrag des Kirchenvor⸗ 
es eine angemeſſene Entſchädigung durch die Gemeindevertretung bewilligt 
werden. N 


. 8. 


Der Kirchenvorſtand verwaltet das kirchliche Vermögen. 
Er vertritt die ſeiner Verwaltung unterſtehenden ermögensmaſſen und 
die Gemeinde in vermögensrechtlicher Beziehung. 


5 
0 


5 
5 
, 
. 


und anderen Kirchendiener beſtim 


mten Vermögensſtücken werden hierdurch nicht 
berührt. 


$.9. | 


Die Mitglieder des Kirchenvorſtandes haften für die Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Hausvaters. 


8. 10. 


Die Kaſſenverwaltung und die Rechnungsführung iſt einem Kirchenvorſteher 
zu übertragen, welcher von dem Kirchenvorſtande gewählt wird. 


Durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes kann ein demſelben nicht angehöriger, 


beſonderer Rendant oder Rechnungsführer angeſtellt werden. Ein ſolcher Rendant 
1275 5 gehört zu den Kirchendienern im Sinne des Geſetzes vom 
12. Mai 1873. 


$. 11. 
Der Kirchenvorſtand hat ein Inventar über das von ihm verwaltete kirch⸗ 


liche Vermögen (F. 3.) zu errichten und fortzuführen. 


Er hat einen Voranſchlag der Jahreseinnahmen und Ausgaben aufzuſtellen 
und einen vollſtändigen Bericht über den Stand des kirchlichen Vermögens all⸗ 
jährlich an die Gemeindevertretung zu erſtatten. 

Am Schluſſe jedes Rechnungsjahres hat der Kirchenvorſtand die Rechnung 
zu prüfen. 

8. 12 


Der Kirchenvorſtand wählt aus feinen im $. 5. Nr. 2. und 3. bezeichneten 


Mitgliedern bei dem Eintritt der neuen Kirchenvorſteher einen Vorſitzenden und 


einen Stellvertreter deſſelben, beide auf drei Jahre. 


Ela: : 
Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich auf Einladung des Vorſitzenden, fo 


oft es die Erledigung der Geſchäfte erforderlich macht. Durch Beſchluß können 


regelmäßige Sitzungstage feſtgeſetzt werden. 


§. 14. 
Der Kirchenvorſtand iſt zu berufen, wenn dies verlangt wird: 
1) von der biſchöflichen Behörde, : 
2) von dem Landrath (Amtshauptmann, Amtmann), in Stadtkreiſen von 
dem Bürgermeiſter, N 
3) von der Hälfte der Mitglieder des Kirchenvorſtandes, 
4) durch Beſchluß der Gemeindevertretung, 


in den beiden letzten Fällen ſofern ein innerhalb der Zuſtändigkeit des Kirchen⸗ 
vorſtandes liegender Zweck angegeben wird. ; 
(Nr. 8302.) 36* $. 15, 


Die echte der jeweiligen Inhaber an den zur Besoldung der Geftlichen 
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9 
Kommt der Vorſitzende dem Verlangen nicht nach oder iſt ein Vorſitzender 
nicht vorhanden, ſo kann die Berufung ſowohl durch die biſchöfliche Behörde, 
als auch durch die im F. 14. Nr. 2. genannten Beamten erfolgen. 
In dieſen Fällen beſtimmt die berufende Behörde den Vorſitzenden aus den 
im F. 5. Nr. 2. und 3. bezeichneten Mitgliedern des Kirchenvorſtandes. 


$. 16. 


Zu den Sitzungen ſind ſämmtliche Mitglieder des Kirchenvorſtandes ein⸗ 
zuladen. Die Einladung iſt, wenn der Beſchluß der Zuſtimmung der Gemeinde⸗ 
vertretung bedarf, ſchriftlich unter Angabe des Gegenſtandes ſpäteſtens den Tag 


vor der Sitzung zuzuſtellen. 
| SAT, 


Die Beſchlüſſe werden durch Stimmenmehrheit der Anweſenden 1 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, bei Wahlen 
das Loos. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mindeſtens die Hälfte 
der Mitglieder des Kirchenvorſtandes an der Abſtimmung Theil genommen hat. 

Mitglieder, welche an dem Gegenſtande der Beſchlußfaſſung perſönlich be⸗ 
theiligt ſind, haben ſich der Abſtimmung zu enthalten. 

Bei nicht vorſchriftsmäßig erfolgter Einladung kann eine Beſchlußfaſſung 
nur dann ſtattfinden, wenn der Kirchenvorſtand vollzählig verſammelt iſt und 
Widerſpruch nicht erhoben wird. 

$. 18. 

Die Beſchlüſſe find unter Angabe des Tages und der Anweſenden in ein 
Protokollbuch zu verzeichnen. Die Protokolle werden von dem Vorſitzenden und 
mindeſtens noch einem Mitgliede des Kirchenvorſtandes unterſchrieben. 


$. 19. 


Zu jeder die Gemeinde und die von dem Kirchenvorſtande vertretenen 
Vermögensmaſſen verpflichtenden ſchriftlichen Willenserklärung des Kirchenvor⸗ 
ſtandes bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden und noch zweier Mitglieder 
des Kirchenvorſtandes, ſowie der Beidrückung des Amtsſiegels. Hierdurch wird 
Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Fan des Beſchluſſes feſtgeſtellt, ſo 
daß es eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe deſſelben, insbeſondere der 
erfolgten Zuſtimmung der Gemeindevertretung, wo eine ſolche nothwendig iſt, 
nicht bedarf. 


U. Gemeindevertretung. 


$. 20. 
Die Zahl der Gemeindevertreter ſoll drei Mal ſo groß ſein, wie die⸗ 
jenige der gewählten Kirchenvorſteher. a 
Mit 
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Mit Rückſicht auf die Seelenzahl oder die beſonderen Verhältniſſe einer 


Gemeinde kann die Zahl mit Genehmigung des Oberpräſidenten herabgeſetzt 


werden. 


K. 21. 


Die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes bedürfen der Zuſtimmung der Ge— 
meindevertretung in folgenden Fällen: 


1) bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 


Grundeigenthum, bei der Vermiethung oder Verpachtung deſſelben 
auf länger als zehn Jahre und bei der Vermiethung oder Verpachtung 
der den Geiſtlichen und anderen Kirchendienern zum Gebrauch oder 
zur Nutzung überwieſenen Grundſtücke über die Dienſtzeit des jeweiligen 
Inhabers hinaus; 


2) bei Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, wiſſen⸗ 


ſchaftlichen oder Kunſtwerth haben; 


3) bei außerordentlicher Benutzung des Vermögens, welche die Subſtanz 


ſelbſt angreift, ſowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, 
ſofern fie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt / 


4) bei Anleihen, ſofern fie nicht bloß zur vorübergehenden Aushülfe 


dienen und aus den Ueberſchüſſen der laufenden Einnahmen über die 
Ausgaben derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet werden können; 


5) bei Anſtellung von Prozeſſen, ſoweit dieſelben nicht die Eintreibung 


6) 


7 


8) 


fortlaufender Zinſen und Gefälle oder die Einziehung ausſtehender 
Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, betreffen, und bei 
Abſchließung von Vergleichen; 5 


bei Neubauten oder erheblichen Reparaturen an Baulichkeiten, ſofern 
nicht über die Nothwendigkeit der Bauausführung bereits durch die 
1 0 0 Behörden endgültig entſchieden iſt. Für erheblich gelten 

eparaturen, deren Koſtenanſchlag 200 Mark überſteigt. Im Falle 
des Bedürfniſſes kann die Gemeindevertretung ein für alle Mal die 
Vollmacht des Kirchenvorſtandes zur Vornahme höher veranſchlagter 


Reparaturen, jedoch nicht über die Summe von 1000 Mark hinaus, 


erweitern; 


bei Beſchaffung der zu den kirchlichen Bedürfniſſen erforderlichen Geld⸗ 


mittel oder Leiſtungen, ſoweit ſolche nicht nach dem beſtehenden Rechte 
aus dem Kirchenvermögen oder von dem Patron oder von ſonſt beſonders 
Verpflichteten zu gewähren find; 

bei Feſtſetzung der auf die Gemeindeglieder zu vertheilenden Umlagen 
und bei Beſtimmung des Vertheilungsmaßſtabes, letzterer iſt entweder 
nach Maßgabe der direkten Staatsſteuer oder der Kommunalſteuer 
feſtzuſetzen 


(Ar. 8302.) 9) bei 


5 
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9) bei Einführung oder Veränderung von Gebührentaxen; . Et 
10) bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Ausſtattung neuer Stellen 
für den Dienſt der Gemeinde, ſowie zur dauernden Verbeſſerung des 
Einkommens beſtehender Stellen, und bei Umwandlung von veränder⸗ 
lichen Einnahmen der Geiſtlichen und anderer Kirchendiener in feſte 
Hebungen oder von Naturaleinkünften in Geld, letzteres, ſoweit nicht 
die Umwandlung in dem durch die Staatsgeſetze geordneten Ablöſungs⸗ 
verfahren erfolgt a a 


11) bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens, welche nicht kirchliche, 
wohlthätige oder Schulzwecke innerhalb der Gemeinde ſelbſt betrifft , 


12) bei Feſtſtellung des Etats und der Voranſchlagsperiode; 
13) bei Abnahme der Jahresrechnung und Ertheilung der Entlaſtung. 


Der Etat iſt nach erfolgter Feſtſtellung, die Jahresrechnung nach ertheilter 
h auf zwei Wochen zur Einſicht der Gemeindeglieder nach vorgängiger 
ortsüblicher Bekanntmachung öffentlich auszulegen. a 


$. 22. 


Die Gemeindevertretung wählt bei dem Eintritt der neuen Gemeindever⸗ 
treter einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben, beide auf drei Jahre. 

Sie verſammelt ſich auf Einladung des Vorſitzenden, ſo oft es die Er⸗ 
ledigung der Geſchäfte erforderlich macht. ö 

In Betreff der Berufung der Gemeindevertretung finden die Vorſchriften 
der $$. 14. und 15. ſinngemäße Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß auf 
Verlangen eines Drittheils der Mitglieder der Gemeindevertretung die Berufung 
erfolgen muß. N 


$. 23. 


Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes oder ein von ihm abgeordneter 
Kirchenvorſteher ($. 5. Nr. 2. und 3.) find befugt, den Sitzungen der Gemeinde⸗ 
vertretung mit berathender Stimme beizuwohnen. 5 


§. 24. 


Zu den Sitzungen ſind ſämmtliche Gemeindevertreter, ſowie der Vorſitzende 
des Kirchenvorſtandes ſchriftlich unter Angabe des Gegenſtandes ſpäteſtens den 
Tag vor der Sitzung einzuladen. 5 

8 Im Uebrigen finden die Beſtimmungen der §§. 17. und 18. ſinngemäße 

Anwendung, jedoch genügt zur Beſchlußfähigkeit der Verſammlung die Anweſen⸗ 
heit eines Drittheils der Mitglieder. er: 

Die Gemeindevertretung hat das Recht, die Oeffentlichkeit ihrer Sitzungen 

zu beſchließen. f 5 a 

ie 


RE 


Die Beſchlüſſe werden dem Kirchenvorſtande in einem von dem Vorſitzenden 


— 


8 1 5 Gemeindevertretern unterſchriebenen Auszuge aus dem Protokollbuche 
zugeſtellt. 


III. Wahl der Kirchenvorſteher und der Gemeindevertreter. 


$. 25. 


Wahlberechtigt ſind alle männlichen, volljährigen, ſelbſtſtändigen Mitglieder 
der Gemeinde, welche bereits ein Jahr in derſelben, oder wo mehrere Gemeinden 
am Orte ſind, an dieſem Orte wohnen und zu den Kirchenlaſten nach Maßgabe 
der 15 beſtehenden Verpflichtung beitragen. 

elbſtſtändig find diejenigen, welche einen eigenen Hausſtand haben oder 
ein öffentliches Amt bekleiden oder ein eigenes Geſchäft oder als Mitglied einer 
Familie deren Geſchäft führen. 

Als ſelbſtſtändig find nicht anzunehmen diejenigen, welche unter Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft ſtehen, oder welche im letzten Jahre vor der Wahl armuthshalber 
aus öffentlichen Mitteln Unterſtützung erhalten oder Erlaß der kirchlichen Bei⸗ 
träge genoſſen haben. 


F. 26. 

Von der Ausübung des Wahlrechts find ausgeſchloſſen diejenigen: 

1) welche nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befinden, 

2) welche wegen eines Verbrechens oder wegen eines ſolchen Vergehens, 
welches die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen 
kann, in Unterſuchung ſich befinden; 

3) welche im Konkurſe ſich befinden; 

4) welche mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im Rück⸗ 
ſtande ſind. 


— 


$. 27. 


Wählbar ſind die wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde, welche das 
dreißigſte Lebensjahr vollendet haben, ſofern fe nicht nach $. 26. von der Aus⸗ 
übung des Wahlrechts ausgeſchloſſen ſind. 


NE PR; 
Geiſtliche und andere Kirchendiener gehören nicht zu den wahlberechtigten 
und wählbaren Mitgliedern der Gemeinde. | ee 
$. 29. 


Niemand kann zugleich Mitglied des Kirchenvorſtandes und der Gemeinde: 
vertretung ſein. 
Gr. 8302) f $. 30, 


„„ 
$. 30. . 
Das Wahlverfahren beſtimmt ſich nach der beiliegenden Wahlordnung. 


. 1. 


Die Kirchenvorſteher und Gemeindevertreter ſind in ihr Amt einzuführen 
und auf treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. a 


. 32. 


Die Gewählten können das Amt eines Kirchenvorſtehers oder eines Ge⸗ 
meindevertreters nur ablehnen oder niederlegen: 

1) wenn ſie das ſechszigſte Lebensjahr vollendet, oder 

2) ſchon ſechs Jahre das Amt bekleidet haben, oder 

3) wenn andere erhebliche Entſchuldigungsgründe vorliegen, 1 B. Kränk⸗ 

lichkeit, häufige Abweſenheit, oder Dienſtverhältniſſe, welche mit dem 
Amte unvereinbar ſind. 

Ueber die Erheblichkeit und thatſächliche Richtigkeit entſcheidet der Kirchen⸗ 
vorſtand und auf ab Berufung, für welche von Zuſtellung der Entſchei⸗ 
dung an eine Ausſchlußfriſt von zwei Wochen läuft, die biſchöfliche Behörde im 
Einvernehmen mit dem Regierungspräſidenten (Landdroſten). 

Wer ohne ſolchen Grund die Uebernahme oder die Fortführung des Amts 
e verliert das durch dieſes Geſetz begründete kirchliche Wahlrecht. 
Daſſelbe kann ihm auf ſein Geſuch von dem Kirchenvorſtande wieder beigelegt 
werden. 

N. 33. 


1 981 Amt der gewählten Kirchenvorſteher und der Gemeindevertreter dauert 
ſechs Jahre. 

Von drei zu drei Jahren ſcheidet die Hälfte aus. Die an 
d wählbar und bleiben jedenfalls bis zu dem Eintritt ihrer Nachfolger 
im Amt. ö 

Der Austritt wird durch die Dienſtzeit, das erſte Mal durch Auslooſung 


beſtimmt. 
F. 34. 


Iſt das Amt eines gewählten Kirchenvorſtehers oder eines Gemeindever⸗ 
treters außer der Zeit erledigt, ſo wählt die Gemeindevertretung für die Reſtzeit 
der Amtsdauer des Ausgeſchiedenen einen Erſatzmann. 


IV. Fortfall der Gemeindevertretung. 


$. 35. 


In Gemeinden, in denen befondere Verhältniffe, z. B. geringes Vermögen, 
zerſtreute Wohnſitze de, die Bildung einer Gemeindevertretung unzweckmäßig oder 
f uns 


0 
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unthunlich erſcheinen laſſen, kann die biichöfliche Behörde im Einvernehmen mit 
dem Oberpräſidenten anordnen, daß eine Gemeindevertretung nicht zu bilden, 
ſofern in einer hierzu anzuberaumenden Verſammlung der wahlberechtigten Ge⸗ 
meindeglieder die Mehrheit derſelben nicht widerſpricht. 


8 36 
In dem Falle des $. 35. werden die der Gemeindeverkretung nach $. 7. 


zuſtehenden Befugniſſe von dem Kirchenvorſtande wahrgenommen. 
Erſatzmänner werden durch die Geſammtheit der Wahlberechtigten gewählt. 


V. Eutlaſſung und Auflöſung. 


$. 37. 


ei 155 Entlaſſung eines Kirchenvorſtehers oder eines Gemeindevertreters 
erfolgt: i 

1) wegen Verluſtes einer zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaft ; 

2) wegen grober Pflichtwidrigkeit. | 

In dem letzteren Falle kann die Wahlberechtigung dauernd oder auf Zeit 
entzogen werden. 

Die Entlaſſung kann ſowohl von der biſchöflichen Behörde, als auch von 
dem Regierungspräſidenten (Landdroſten) nach Anhörung des Beſchuldigten und 
des Ai hender ande: verfügt werden. Gegen die Entſcheidung ſteht dem Be⸗ 
ſchuldigten binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen nach erfolgter Zuſtel⸗ 
lung die Berufung an den Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten zu. Die 
Berufung kann auf neue Thatſachen und Beweiſe gegründet werden. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der $$. 13. bis 23. des Geſetzes vom 
12. Mai 1873. ſinngemäße Anwendung. 


$. 38. 


Wenn der Kirchenvorſtand oder die Gemeindevertretung beharrlich die Er: 
füllung ihrer Pflichten vernachläſſigen oder verweigern, oder wiederholt Ange⸗ 
legenheiten, welche nicht zu ihrer Zuſtändigkeit gehören, zum Gegenſtande einer 
Erörterung oder Beſchlußfaſſung machen, ſo können ſie ſowohl durch die bifchöf: 


vernehmen, aufgelöſt werden. 
Mit der Auflöſung ſind ſofort die erforderlichen Neuwahlen anzuordnen. 


N VI. Stellung der Patrone und anderer Berechtigter. 


$. 39. 


Der Patron, welchem auf Grund des Patronats, oder ein anderer Be⸗ 
rechtigter, welchem auf Grund eines beſonderen Rechtstitels die Mitgliedſchaft 
Jahrgang 1875. (Nr. 8302) i 37 in 
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i liche Behörde, als auch durch den Oberpräſidenten, unter gegenſeitigem Ein⸗ 


„ 


in dem Kirchenvorſtande oder die Berechtigung zugeſtanden hat, Kirchenvorſteher 
u ernennen, zu beſtellen oder zu präſentiren, iſt fortan befugt, entweder ſelbſt 
in den Kirchenvorſtand einzutreten oder einen Kirchenvorſteher zu ernennen. 

Der Berechtigte, welcher in den Kirchenvorſtand eintritt, und der von ihm 
ernannte Kirchenvorſteher müſſen die in den §§. 27. bis 29. vorgeſchriebene 
Wählbarkeit beſitzen. 5 


§. 40. 


Außer der im F. 39. feſtgeſetzten Befugniß zur Betheiligung an dem 
Kirchenvorſtande verbleiben dem Patron da, wo derſelbe Patrönatslaſten für die 
kirchlichen Bedürfniſſe trägt, die Aufſicht über die Verwaltung der Kirchenkaſſe 
und das Recht der Zuſtimmung zu den nach den beſtehenden Geſetzen ſeiner 
Genehmigung unterliegenden Geſchäften der Vermögensverwaltung. 

Die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes und der Den find 
dem Patron abſchriftlich mitzutheilen. Erklärt er ſich auf dieſelben nicht binnen 
dreißig Tagen nach dem Empfange, fo gilt er als zuſtimmend. Widerſpricht 
der Patron, ſo ſteht dem Kirchenvorſtande die Berufung an die Bezirksregierung, 
in der Provinz Hannover an das Königliche katholiſche Konſiſtorium zu, ilch 
den Widerſpruch verwerfen und die Zuſtimmung des Patrons ergänzen können. 

Eine ſolche Ergänzung iſt unzuläſſig, wenn es ſich um Ausgaben handelt, 
für welche die Kirchenkaſſe bisher nicht beſtimmt geweſen ift. 

Kommt es für Urkunden auf die formelle Feſtſtellung der Zuſtimmung 
des Patrons an und iſt die letztere wegen Verabſäumung der dem Patron offen 
ſtehenden Friſt für ertheilt zu erachten, ſo wird die fehlende Unterſchrift durch 
die im Abſatz 2. genannten Aufſichtsbehörden ergänzt. 


F. 41. 


In den Landestheilen, in welchen die bürgerliche Gemeinde zur Aufbringung 
von Koſten für die kirchlichen Bedürfniſſe der Pfarrgemeinden gesetzlich verpflichtet 
iſt, muß ſowohl der Etat, als auch die Jahresrechnung zugleich mit der im 
F. 21. angeordneten öffentlichen Auslegung dem Bürgermeiſter abſchriftlich mit- 
getheilt werden. 


VII. Ausführungsbeſtimmungen. 


l. 42. 


Anweiſungen über die Geſchäftsführung können dem Kirchenvorſtande oder 
der Gemeindevertretung ſowohl von der biſchöflichen Behörde, als auch von dem 
Oberpräſidenten, unter gegenfeitigem Einvernehmen, ertheilt werden. 


$. 43. 
Macht die biſchöfliche Behörde in denjenigen Fällen, in welchen ſie eine 


Anordnung oder Entſcheidung im Einvernehmen mit der Staatsbehörde zu En 
al 
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hat, von ihren Befugniſſen keinen Gebrauch, ſo iſt ſie zur Ausübung derſelben 


von der Staatsbehörde aufzufordern. Leiſtet ſie dieſer Aufforderung binnen 
1 Tagen nach dem Empfange derſelben keine Folge, ſo geht die Ausübung 
der Befugniſſe auf die Staatsbehörde über. i 

In denjenigen Fällen, in welchen die biſchöfliche oder die Staatsbehörde, 
jede jedoch im Einvernehmen mit der andern, eine Anordnung oder Entſcheidung 
zu treffen hat, muß die um ihre Zuſtimmung angegangene ehörde ſich binnen 
dreißig Tagen nach dem Empfange der A ereng erklären. Erklärt ſie ſich 
nicht, ſo gilt ſie als zuſtimmend. 


Bei erhobenem Widerſpruch entſcheidet in allen Fällen über Meinungsver⸗ | 


ſchiedenheiten zwiſchen der biſchöflichen Behörde und dem Regierungspräſidenten 
(Landdroſten) der Oberpräſident, über Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dieſem 
und der biſchöflichen Behörde der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten. 


$. 44. 


= 

In den getroffenen Anordnungen ift erkennbar zu machen, ob das Einver- 
nehmen erreicht oder ob die Zuſtimmung wegen Verabſäumung der Friſt für 
ertheilt zu erachten oder ob die Entſcheidung in Folge erhobenen Widerſpruchs 
getroffen iſt. 


$. 45. 


Weigert ſich ein Kirchenvorſteher, ſein Amt zu übernehmen oder auszuüben, 
ſo iſt eine Neuwahl anzuordnen. 

Weigert ſich auch der neu gewählte Kirchenvorſteher, ſein Amt zu über⸗ 
nehmen oder auszuüben, ſo iſt der Regierungspräſident (Landdroſt) befugt, den 
Kirchenvorſteher aus den wählbaren Mitgliedern der Gemeinde zu beſtellen. 


F. 46. 


Kommt die Wahl der Kirchenvorſteher überhaupt nicht zu Stande oder 
weigert ſich die Mehrzahl der gewählten Kirchenvorſteher, ihr Amt zu über⸗ 
nehmen oder auszuüben, oder muß der nach erfolgter Auflöſung neu gewählte 
Kirchenvorſtand aufgelöſt werden, ſo iſt der Regierungspräſident (Landdroſt) 
befugt, eine kommiſſariſche Beſorgung der kirchlichen Vermögensangelegenheiten 
unter ſinngemäßer Anwendung der 8. 9. bis 11. des Geſetzes vom 20. Mai 
1874. anzuordnen. 

Kommt die Wahl der Gemeindevertretung nicht zu Stande oder weigert 
ſich die Mehrzahl der Gemeindevertreter, ihr Amt zu übernehmen oder auszuüben, 
oder muß die nach erfolgter Auflöſung neu gewählte Gemeindevertretung aufgelöſt 
werden, jo iſt der Regierungspräſident (Landdroſt) befugt, ſowohl die Geſchäfte 
des Kirchenvorſtandes, als auch die der Gemeindevertretung kommiſſariſch bes 
ſorgen zu laſſen. 


(Ar. 83020 f 7 VIII. Auf⸗ 
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In. Muffichtsrechte. 

§. 47. a | 

0 N geſetzlichen Verwaltungsnormen werden durch dieſes Geſetz nicht 
erührt. RAR: 

Die den vorgeſetzten Kirchenbehörden geſetzlich zuſtehenden Rechte der 


Aufſicht und der Einwilligung zu beſtimmten Handlungen der Verwaltung werden 
mit den in den nachfolgenden Beſtimmungen enthaltenen Einſchränkungen geübt. 


; 8.48. 

Macht die vorgeſetzte Kirchenbehörde von den ihr geſetzlich zuſtehenden 
Rechten der Aufſicht oder der Einwilligung zu beſtimmten Handlungen der Ver⸗ 
waltung keinen Gebrauch, ſo iſt ſie zur Ausübung derſelben von der ſtaatlichen 
Aufſichtsbehörde aufzufordern. Leiſtet fie dieſer Aufforderung binnen dreißig 
Tagen nach dem Empfange derſelben keine Folge, ſo geht die Ausübung der 
Befugniſſe auf die ſtaatliche Aufſichtsbehörde über. 


$. 49. 


Gegen Verfügungen der vorgeſetzten Kirchenbehörde, durch welche die Ein- 
willigung zu beſtimmten Handlungen der Verwaltung verſagt wird, 00 dem 
a len die Berufung an den Oberpräſidenten zu, welcher endgültig 
entſcheidet. 


$. 50. 


Die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes und der Gemeindevertretung bedürfen 
zu ‚Dirt Gültigkeit der Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde in folgenden 
Fällen: 


1) bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum; a 


2) bei Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, wiſſen⸗ 
ſchaftlichen oder Kunſtwerth haben ; 


3) bei Anleihen im Sinne des F. 21. Nr. 4; 


4) bei dem Bau neuer, für den Gottesdienſt, die Geiftlichen oder andere 
Kirchendiener beſtimmter Gebäude; 


5) bei der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbnißplätzen 
6) bei Einführung oder Veränderung von Gebührentaxen 


7) bei Ausſchreibung, Han e und Abhaltung von Sammlungen, 
Kollekten ꝛc. für kirchliche, wohlthätige oder Schulzwecke außerhalb der 
Kirchengebäude 
n 8) bei 


* 


0 8) bei einer Verwendun des kirchlichen Vermögens „welche nicht kirch⸗ 
liche, wohlthätige oder Schulzwecke innerhalb der Gemeinde ſelbſt 


betrifft. 

In dem Falle zu 8. gilt die Genehmigung als ertheilt, wenn 
die ſtaatliche Aufſichtsbehörde nicht binnen 30 Tagen nach Mittheilung 
des Beſchluſſes widerſpricht ’ 


9) bei Umlagen auf die Gemeindeglieder. 

In dem Falle zu 9. iſt die Genehmigung insbeſondere zu ver⸗ 
lagen, fofern Bedenken hinſichtlich der Ordnungsmäßigkeit der Auf 
erlegung, der Angemeſſenheit des Beitragsfußes oder der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Pflichtigen beſtehen. 

Wegen der Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen bewendet es bei 
dem Geſetze vom 23. Februar 1870. 


8.51. 


Der Kirchenvorſtand bedarf zur Führung von Prozeſſen keiner Ermäch⸗ 
tigung von Seiten einer Staats⸗ der Kirchenbehörde ae 0 

Atteſte über die Legitimation des Kirchenvorſtandes zur Beſorgung von 
Rechtsangelegenheiten oder Atteſte über das Vorhandenſein derjenigen Thalſachen 
welche den Anſpruch auf Koſtenfreiheit begründen, können gültig nur von der 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde ertheilt werden. 


$. 52. 


Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, Einſicht von dem Etat zu neh⸗ 
men und die Saen welche den Geſetzen widerſprechen, zu beanſtanden. Die 
beanſtandeten Poſten dürfen nicht in Vollzug geſetzt werden. 


6. 53. 


Weigert ſich der Kirchenvorſtand oder die Gemeindevertretung, Leiſtungen, 
welche aus dem kirchlichen Vermögen zu beſtreiten ſind, oder den Pfarreingeſeſſenen 
oder ſonſtigen Verpflichteten obliegen, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder 
u genehmigen, ſo iſt ſowohl die biſchöfliche Behörde, als auch die ſtaatliche 

ufſichtsbehörde, unter gegenſeitigem Einvernehmen, befugt, die Eintragung in 
den Etat zu bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Unter derſelben Vorausſetzung ſind dieſe Behörden befugt, die gerichtliche 
Geltendmachung von 1 1 der Kirche, der Pfarrei, der Gemeinde und 
der in der Verwaltung des Kirchenvorſtandes befindlichen Vermögensmaſſen, 
insbeſondere auch der aus der Pflichtwidrigkeit eines Geiſtlichen oder anderen 
Kirchendieners entſtehenden Entſchädigungsforderung, anzuordnen und die hierzu 
nöthigen Maßregeln zu treffen. 

(Nr, 8302) $. 54, 


„„ 
$. 54. 


Die Jahresrechnung iſt der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde zur Prüfung, ob 
die Verwaltung etasmäßſg geführt worden iſt, geh f b 1 


F. 55. 


Welche Staatsbehörden die in den $$. 48. 50. bis 52. 53. 54. angege⸗ 
Kahn Befugniſſe der Aufficht auszuüben haben, wird durch Königliche Verordnung 
beſtimmt. 


IX. Schluß: und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 56. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auf Dom, Militair- und Anſtalts⸗ 
gemeinden keine Anwendung. b 


8.57. 


Vom 1. Oktober 1875. ab können die dem Kirchenvorſtande und der Ge- 
meindevertretung nach dieſem Geſetze ie Befugniſſe nicht durch andere 
Perſonen oder Behörden, als durch die in dieſem Geſetz bezeichneten, wahr- 
genommen werden. 

Sofern nach bisherigem Rechte den kirchlichen Organen (Kirchenvorſtänden, 
Kirchenkollegien, Fabrikräthen, Kirchmeiſtern, Repräſentanten ꝛc.) noch andere Be⸗ 
fugniſſe, als die der Vermögensverwaltung zugeſtanden haben, gehen dieſe, wenn 
ſie von den unmittelbar zur Vermögensverwa 1 berufenen Organen ausgeübt 
worden ſind, auf den Kirchenvorſtand, in allen anderen Fällen auf die Gemeinde⸗ 
vertretung über. Iſt eine ſolche nicht ee „ſo werden auch die der Ge⸗ 
meindevertretung zuſtehenden Befugniſſe von dem Kirchenvorſtande wahrgenommen. 


$. 58. 


Die den biſchöflichen Behörden geſetzlich zuſtehenden Rechte in Bezug auf 
die Vermögensverwaltung in den Kirchengemeinden ruhen, ſo u die biſchöf⸗ 
liche Behörde dieſem Geſetze Folge zu leiſten verweigert, oder ſo lange das be⸗ 
treffende Amt nicht in geſetzmäßiger Weiſe beſetzt oder verwaltet iſt. N 

Eine ſolche Weigerung iſt als vorhanden anzunehmen, wenn die biſchöf⸗ 
liche Behörde auf eine ſchriftliche Aufforderung des Oberpräſidenten nicht binnen 
30 1 die Erklärung abgiebt, den Vorſchriften dieſes Geſetzes Folge leiſten 
u wollen. 

5 Die den biſchöflichen Behörden zuſtehenden Befugniſſe gehen in ſolchen 
Fällen auf die betreffende Staatsbehörde über. 8.59 


r ˙ ü 


2. 


| „„ 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen, mögen dieſelben in dem 
in den verſchiedenen Landestheilen geltenden allgemeinen Rechte, in Provinzial⸗ 


geſetzen, in Lokalgeſetzen oder Lokalordnungen enthalten, oder durch Obſervanz 
oder Gewohnheit begründet ſein, werden aufgehoben. 


$. 60. 


Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten iſt mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. N 
Derſelbe if befugt, mit Rückſicht auf beſondere örtliche oder Sun e Ver⸗ 
e und beſondere für die Vermögensverwaltung beſtehende Einrichtungen 
en im $. 57. Abſatz 1. feſtgeſetzten Termin der Ausführung zu verlängern. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 


Gegeben Bad Ems, den 20. Juni 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
f s Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 
. 5 
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Anlage. 


Wahlordnung. 


Artikel 1. 


Der Kirchenvorſtand ordnet die Wahl der Kirchenvorſteher und der Ge⸗ 
meindevertreter an, ftellt die Lifte der Wahlberechtigten auf und legt dieſelbe in 
einem Jedermann zugänglichen Lokale zwei Wochen lang öffentlich aus. 

Zeit und Ort der Auslegung ſind der Gemeinde öffentlich durch Aushan 
bekannt zu machen, mit dem gen daß nach Ablauf der Auslegungsfriſt 
Einſprüche gegen die Sir nicht mehr zuläffig find. Nach dem Ermeſſen des 
Kirchenvorſtandes kann die Beta un auch noch in anderen, den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen entſprechenden Formen 1 

Zur Erhebung des Einſpruchs iſt jedes wahlberechtigte Mitglied der Kirchen⸗ 
gemeinde befugt. 


Artikel 2. 


Der Kirchenvorſtand entſcheidet über die Einſprüche und berichtigt die Lifte. 
Gegen den ablehnenden Beſcheid ſteht dem dadurch von der Wahl Ausgeſchloſſenen 
binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen nach erfolgter Zuſtellung die Be⸗ 
rufung an die Gemeindevertretung, in dem Falle, daß eine ſolche nicht vorhan⸗ 
den iſt, an die biſchöfliche Behörde zu. Letztere It im Einvernehmen mit dem 
Regierungspräſidenten (Landdroſten) die Entſcheidung zu treffen. Durch Ein⸗ 
legung der Berufung wird die anſtehende Wahl nicht aufgehalten. Zwiſchen 
dem Ablauf der Einſpruchsfriſt und dem Tage der Wahl müſſen mindeſtens 
zwei Wochen in der Mitte liegen. 


Artikel 3. 


Die Einladung zur Wahl muß die Zeit und den Ort der Wahl, ſowie 
die Zahl der zu Wahlde Perſonen enthalten und iſt der Gemeinde öffentlich 
durch Aushang bekannt zu machen. Nach dem Ermeſſen des Kirchenvorſtandes 
kann die Bekanntmachung auch noch in anderen den örtlichen Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechenden Formen erfolgen. 


Artikel 4. 


Aus dem Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes und aus vier Beiſtzern, 
welche der Vorſitzende aus den wählbaren Mitgliedern der Gemeinde beruft, wird 
ein Wahlvorſtand gebildet. 10 ö 

f rt. 


Rep Artikel 5. 
Die Wahlhandlung wird durch den Vorfigenden geleitet. 


Artikel 6. 


Das Wahlrecht wird in Perſon durch verdeckte, in eine Wahlurne nieder⸗ 
hulegende Stimmzettel ohne Unterſchrift ausgeübt. 


g Artikel 7. 

N Wird in dem erſten Wahlgange eine Mehrheit für die zur Bildung des 
Kirchenvorſtandes oder der Gemeindevertretung erforderliche Zahl von Perſonen 
nicht erreicht, ſo findet eine engere Wahl zwiſchen denjenigen ſtatt, welche die 
meiſten Stimmen auf ſich vereinigt haben. Beläuft ſich die Zahl derſelben auf 
mehr als das Doppelte der zu wählenden Kirchenvorſteher oder Gemeindever⸗ 
treter, ſo ſcheiden von denjenigen, welche die wenigſten Stimmen erhalten haben, 
i De aus, daß die Zahl der Wählbaren die doppelte Zahl der zu Wählenden 

eträgt. a 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet überall das Loos. 


Artikel 8. 


. Nachdem der Vorſitzende die Abſtimmung für geſchloſſen erklärt hat, darf 
eine Stimmabgabe nicht mehr zugelaffen werden. 


Artikel 9. 


5 Ueber die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der Wahl⸗ 
vorſtand. . 

. | Artikel 10. 

Ueber die Wahlhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches den 


weſentlichen Hergang beurkundet. Daſſelbe iſt von dem Vorſitzenden und min- 
deſtens zwei Mitgliedern des Wahlvorſtandes zu unterſchreiben. 


Artikel 11. 
Die Wahl der Kirchenvorſteher muß derjenigen der Gemeindevertreter vor⸗ 
angehen. 
m Artikel 12. 
Die Namen der Gewählten werden der Gemeinde öffentlich durch Aushang 


bekannt gemacht. Nach dem Ermeſſen des Kirchenvorſtandes kann die Bekannt⸗ 
machung auch noch in anderen, den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Formen 


erfolgen. 
Jahrgang 1875, (Nr. 8302.) 38 Art, 


1 Artikel, 

Einſprüche gegen die Wahl ſind innerhalb einer von dem letzten Tage 
des Aushanges ab zu berechnenden Ausſchlußfriſt von zwei Wochen bei dem 
Kirchenvorſtande zu erheben, welcher über dieſelben entſcheidet. Gegen den ab⸗ 
lehnenden Beſcheid ſteht binnen einer Ausſchlußfriſt von zwei Wochen nach erfolgter 
e Berufung an die biſchöfliche Behörde zu, welche im Einvernehmen 
mit dem Regierungspräſidenten (Landdroſten) die Entſcheidung zu treffen hat. 


* 


Artikel 14. 


Für die erſte Wahl ernennt die biſchöfliche Behörde im Einvernehmen mit 
dem Regierungspräſidenten (Landdroſten) den Wahlvorſtand und den Vorſitzenden 
en Der Wahlvorſtand übernimmt die dem Kirchenvorſtande obliegenden 

errichtungen. a 

Dasselbe gilt für den Fall der Auflöſung des Kirchenvorſtandes. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker), - N 


